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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Mit seinem Postulat wollte Peter Hegglin (cvp, ZG) den Bundesrat zur Erstellung eines
Berichts über das Ruhegehalt für Magistratspersonen bewegen. Konkret ging es dem
Zuger Kantonsvertreter darum, die aktuellen Ruhestandsregelungen dem System der
beruflichen Vorsorge (BVG) anzupassen. Das heutige Ruhegehalt, das bis ans
Lebensende ausbezahlt werde, sei nicht mehr zeitgemäss, weil es auf der Idee beruhe,
dass gewählte Personen nach ihrem Rücktritt oder nach einer Abwahl keine Vorsorge
hätten. Dies sei aber heute nicht mehr der Fall, da gewählte Magistratspersonen vor
ihrer Wahl obligatorisch eine berufliche Vorsorge angelegt hätten, die dann noch
zusätzlich zum Ruhegehalt bezogen werden könne. 
Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Ablehnung, da es das heutige System erlaube,
frei von Interessenverbindungen zu agieren, was wesentlich zur Unabhängigkeit von
Bundesrätinnen und Bundesräten sowie Richterinnen und Richtern beitrage. In der
Ratsdebatte verwies Bundeskanzler Walter Thurnherr zudem auf die Einfachheit des
aktuellen Systems. Das Ruhegehalt entspreche jeweils der Hälfte des Salärs und
reduziere sich, wenn mit Zusatzverdiensten das ganze Salär erreicht werde. Das sei
nicht nur einfach durchzusetzen, sondern auch klar und transparent. Hegglin hingegen
setzte die bestehende Regelung «Abgangsentschädigungen und goldenen
Fallschirmen» gleich. Er scheiterte mit seiner Idee letztlich knapp: Mit 18 zu 22 Stimmen
(2 Enthaltungen) wurde das Postulat abgelehnt. 1

POSTULAT
DATUM: 06.06.2019
MARC BÜHLMANN

Peter Hegglin (cvp, ZG), seines Zeichens Präsident der FinDel nahm die virulent
diskutierte Forderung von alt-Bundesrat Christoph Blocher, sein Ruhegehalt
rückwirkend beziehen zu wollen, Mitte September 2020 zum Anlass, das aktuelle
Besoldungs- und Ruhegehaltssystem für Magistratspersonen zu überdenken – freilich
ohne in seinem Vorstoss die Causa Blocher zu erwähnen. Die «systemischen
Ungereimtheiten» und die «Schwierigkeiten im Vollzug», welche das aktuelle System
verursache, könnten durch eine moderne Ordnung – einer «Lex Blocher», wie der Blick
die Forderung bezeichnete – überwunden werden, so der Zuger Ständerat. Er schlug
etwa vor, auch für Magistratspersonen eine berufliche Vorsorge oder
Abgangsentschädigungen einzuführen. Das aktuelle Ruhegehalt sei eingeführt worden,
um eine Einkommenslücke zu verhindern, wenn ein Bundesratsmitglied zurücktrete
oder abgewählt werde. Dies sei nicht mehr zeitgemäss. 
Der Bundesrat beantragte Mitte November die Annahme des Postulats, begründete
diesen Antrag jedoch nicht. 2

POSTULAT
DATUM: 23.09.2020
MARC BÜHLMANN

Ohne Diskussion überwies der Ständerat das Postulat Hegglin (cvp, ZG) für eine
«zeitgemässe Besoldungs- und Ruhegehaltsregelung für Magistratspersonen». Peter
Hegglin dankte in seinen Ausführungen dem Bundesrat für den Antrag auf Annahme des
Postulats und erinnerte daran, dass die momentan geltende Regelung 1989 eingeführt
worden sei, heute aber nicht mehr genüge. Damals sei man davon ausgegangen, dass
gewählte Personen nach einer Abwahl oder einem Rücktritt keine Vorsorge, kein neues
Einkommen oder keine Rente hätten, weshalb ein Ruhegehalt angezeigt gewesen sei.
Dies entspreche aber kaum mehr einer modernen Gehaltsordnung. Bundeskanzler
Walter Thurnherr, der die bundesrätliche Empfehlung zur Annahme des Postulats in der
kleinen Kammer begründete, erinnerte daran, dass die aktuelle Regelung sehr effektiv
und einfach sei und es erlaube, die Magistratspersonen vor möglichen
Interessenbindungen und -konflikten zu bewahren. Allerdings sehe der Bundesrat
Handlungsbedarf im Vollzug der Besoldungs- und Ruhestandsregelungen. Ausdrücklich
wolle man die Zulässigkeit von rückwirkenden Auszahlungen regeln. Damit stellte der
Bundeskanzler den Bezug zur Causa Blocher her, ohne den ehemaligen Bundesrat zu
erwähnen. 3

POSTULAT
DATUM: 09.12.2020
MARC BÜHLMANN
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Bundesverwaltung - Personal

Ähnlich knapp wie die FK-NR entschieden hatte, die Motion zur Aufhebung des
Teuerungsausgleichs beim Bundespersonal einzureichen, fiel der Entscheid der SPK-SR
aus, das Anliegen zur Annahme zu empfehlen: Lediglich mit einer Stimme Unterschied
(4 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltung) sprach sie sich für Annahme aus. Diese knappe
Mehrheit der Kommission störte sich am «Quasi-Automatismus» der aktuellen
Regelung. Das Bundespersonalgesetz sieht vor, dass der Bundesrat einen
«angemessenen» Teuerungsausgleich auf die Löhne ausrichtet, wobei die
wirtschaftliche und die finanzielle Lage des Bundes berücksichtigt werden soll. Zwar
liege die abschliessende Entscheidkompetenz beim Parlament, weil der Beschluss des
Bundesrates, die Teuerung auszurichten, vom Parlament im Rahmen der Budgetdebatte
jeweils abgesegnet werden muss. Es sei aber stossend, dass in der Bundesverwaltung
scheinbar fast ein Anspruch auf einen Teuerungsausgleich bestehe. Die
Kommissionsminderheit sah in der Motion hingegen ein negatives Signal gegenüber den
Sozialpartnern. Zudem sei der Vorstoss unnötig, weil das Parlament ja bereits
Entscheidungshoheit in der Sache habe. Anders als von der Motion suggeriert, gebe es
keinen automatischen Teuerungsausgleich in der Verwaltung.
In der Ratsdebatte wies Paul Rechsteiner (sp, SG) darauf hin, dass eine 4 zu 3 Stimmen-
Mehrheit bei einer Kommission, die eigentlich aus 13 Mitgliedern bestehe, darauf
hindeute, dass es hier keine solide Mehrheit gebe. Der Teuerungsausgleich sei zudem
«elementare Basis eines fairen Arbeitsverhältnisses». Peter Hegglin (cvp, ZG) gab zu
Bedenken, dass der Bundesrat ohne diesen Passus ja eigentlich gar keine gesetzliche
Handhabe mehr besitze, um die Teuerung auszugleichen. Finanzminister Ueli Maurer
schlug in die gleiche Kerbe. Er sehe den Sinn der Motion nicht, weil sie etwas streichen
wolle, das genau das zum Ziel habe, was sie eigentlich verlange, nämlich einen
angemessenen Teuerungsausgleich. «Angemessen» bedeute eben gerade nicht, dass es
sich hier um einen Automatismus handle. Das Plädoyer des Finanzministers, beim
geltenden Recht zu bleiben, schien zu verfangen: Mit 35 zu 6 Stimmen (keine
Enthaltung) wurde die Motion im Ständerat versenkt. 4

MOTION
DATUM: 17.09.2018
MARC BÜHLMANN

1) AB SR, 2019, S. 323 f.; NZZ, TA, 7.6.19
2) Po. 20.4099; Blick, 2.10.20
3) AB NR, 2020, S. 1276 f.; TA, 21.11.20
4) AB SR, 2018, S. 659 ff.; Medienmitteilung SPK-S vom 24.8.2018
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